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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mai 2018 legte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft für eine Erhöhung des
Steuerabzugs von Kosten für die Betreuung von Kindern durch Dritte von CHF 10'100
auf CHF 25'000 pro Kind vor. Die bisherige Beschränkung der abzugsfähigen Beträge
bei der Bundessteuer treffe gemäss Bundesrat vor allem einkommensstarke Haushalte
mit hohem Erwerbsumfang beider Elternteile, da solche Familien kaum von
subventionierten Betreuungsplätzen profitierten und gleichzeitig aufgrund der
Steuerprogression höhere Steuern bezahlten. Im Rahmen der Fachkräfteinitiative des
Bundesrates sollen unter anderem negative Erwerbsanreize im Steuersystem reduziert
werden, zudem soll die Vorlage die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern.
Unverändert bleiben die Anspruchsvoraussetzungen für den Steuerabzug. Auf eine
Bestimmung für eine minimale kantonale Abzugsobergrenze – in den Kantonen variieren
die Obergrenzen zwischen CHF 3'000 und den gesamten Aufwendungen für die externe
Kinderbetreuung – verzichtete der Bundesrat, nachdem diese in der Vernehmlassung
von den Kantonen stark kritisiert worden war. Kurzfristig rechnete der Bundesrat mit
jährlichen Mindereinnahmen von CHF 10 Mio., langfristig sollen diese Mindereinnahmen
jedoch durch positive Beschäftigungsimpulse – der Bundesrat schätzt die daraus
resultierende Zunahme an Vollzeitstellen auf 2'500 – mindestens kompensiert werden.
In der Vernehmlassung hatte jedoch fast die Hälfte der Kantone diese positiven Effekte
bezweifelt: Es müssten auch Mitnahmeeffekte und Streuverluste berücksichtigt werden;
so gäbe es auch Personen, die von den Steuerabzügen profitierten, die ihr
Arbeitspensum dadurch jedoch nicht erhöhten. Dennoch hatte sich eine Mehrheit der
Kantone in der Vernehmlassung für die Erhöhung des Abzugs in der direkten
Bundessteuer ausgesprochen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.05.2018
ANJA HEIDELBERGER

«Der Bundesrat will für einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem lösen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalrätlichen Debatte zur Erhöhung des Steuerabzugs von Kosten für die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Frühjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkräfte-Initiative den Steuerabzug für externe
Kinderbetreuung zu erhöhen, um so für Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern stärker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden könnten. Das
beschränkte Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend – diese reichten folglich weiterführende
Vorschläge ein. 
Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rückweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem für Kinder einrichten, durch das
Familien unabhängig von Lebensform und Einkommen für jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzüge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
könne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshöhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen für Eintreten aus. 
Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplätze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstützung erhielten und die vollständigen
Betreuungstarife bezahlen müssten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmütter begrenzt
würde. Dadurch könne überdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die überdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
könnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Grünen
Unterstützung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen. 
Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabzüge gewähre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Lösungen gefunden hätten,
würden so diskriminiert. Darum schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewähren, wenn keine direkten Kosten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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anfielen. Diese Lösung – gemäss Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft – fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Hälfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. 
In eine ähnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzüge, also unabhängig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'500
auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden könne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die höheren Kinderabzüge. 
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) für die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Grünen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. 2

Die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten und vor allem ihre
vom Nationalrat geänderte Form sorgten im Ständerat in der Sommersession 2019 für
ausführliche Diskussionen. Bereits in den Kommissionen waren Anträge auf Sistieren
und Rückweisung an den Bundesrat abgelehnt worden und auch in der Plenumsdebatte
stand ein Rückweisungsantrag Zanetti (sp, SO) im Raum. Durch eine Rückweisung an
den Bundesrat könne dieser die Vorlage insofern ändern, als der Abzug nicht mehr bei
der Bemessungsgrundlage, sondern beim Steuerbetrag vorgenommen werde, erklärte
Zanetti. Dadurch profitierten zwar nicht alle Eltern, aber doch ein grösserer Teil des
Mittelstandes als bei der bisherigen Regelung. Dieser Vorschlag traf im Rat nicht auf
offene Ohren. Für die Kommission legte Andrea Caroni (fdp, AR) drei Argumente gegen
eine solche Regelung dar: Sie sei unpraktikabel; man solle beim steuerbaren
Einkommen ansetzen, da dieses durch die Zuschüsse für Kinderbetreuung steige; und
ein Abzug auf dem steuerbaren Einkommen könne für Leute mittleren Einkommens
interessanter sein, weil davon auch die Kita-Tarife betroffen seien. Erich Ettlin (cvp,
OW) wies darauf hin, dass man sich für einen Abzug auf dem Steuerbetrag, bei dem die
persönliche Situation berücksichtigt werde, oder für einen fixen Tarif entscheiden
müsse, beides gehe nicht. Gemäss Finanzminister Maurer stelle ein Abzug beim
Steuerbetrag überdies einen Paradigmenwechsel bei den Steuern dar, der zuerst in die
Vernehmlassung geschickt werden müsse. Mit 30 zu 12 Stimmen sprach sich der Rat in
der Folge gegen den Rückweisungsantrag aus. 
Umstritten blieb die Vorlage auch in der Detailberatung: Hier lag ein Antrag Föhn (svp,
SZ) vor, der bezüglich des Kinderabzugs dem Nationalrat folgen und diesen von CHF
6500 auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Wie bereits im Erstrat wies Bundesrat Maurer vor
allem auf die Ausfälle bei der direkten Bundessteuer in der Höhe von CHF 350 Mio. hin,
die eine solche Regelung mit sich bringen würde. Kommissionssprecher Caroni erklärte,
dass eine solche Erhöhung keine Erwerbsanreize mit sich bringe und damit die
Zielsetzung der Vorlage verfehle. Peter Föhn entgegnete, dass Abzüge aufgrund von
Betreuungskosten diskriminierend seien für Eltern, die ihre Kinder selbst betreuten.
«Immer und immer wieder rühmen wir die Vorteile des sogenannten traditionellen
Familienbildes», betonte er, gleichzeitig schaffe man aber Anreize dafür, dass beide
Eltern arbeiteten «und die Kleinen sollen dann das Nachsehen haben». Mit dieser
Regelung solle man «Familien mit kleinen und mittleren Einkommen»
entgegenkommen. Damit widersprach er dem vorgängigen Hinweis von Roberto Zanetti,
wonach Familien erst ab einem steuerbaren Einkommen von CHF 170'000 von der
Vorlage profitieren würden. In der Folge sprach sich die Mehrheit des Ständerats mit 25
zu 19 Stimmen für die bundesrätliche Version aus und lehnte eine Erhöhung des
allgemeinen Kinderabzugs ab. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage mit 35 zu 5 Stimmen an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In jeweils vier Sitzungen bereinigten National- und Ständerat das Bundesratsgeschäft
über die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten. Die beiden
Räte konnten sich in der Frage, ob der Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern
pro minderjährigem oder in schulischer Ausbildung stehendem Kind von CHF 6'500 auf
CHF 10'000 erhöht werden soll, bis zum Ende des Differenzbereinigungsverfahrens
nicht einigen: Der Nationalrat befürwortete die entsprechende Erhöhung, wobei die
Zustimmung zwischen den Behandlungen von 98 zu 90 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
auf 126 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stieg. Die FDP-Liberale-Fraktion hatte
dazwischen vom gegnerischen ins Befürworterlager des erhöhten Abzugs gewechselt.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Beat Walti (fdp, ZH) erklärte, man könne zu diesem Punkt stehen, da er als Konter gegen
einen Abzug von CHF 25'000 für alle Familien ohne Erwerbserfordernis ins Gesetz
aufgenommen worden sei. Im Grundsatz sei es auch nicht falsch, die Familien
steuerlich zu entlasten. Die SP-, die Grüne und die GLP-Fraktion lehnten die
Änderungen bis zum Schluss ab. Sie komme vor allem Familien mit hohen Einkommen
zugute, kritisierte zum Beispiel Prisca Birrer-Heimo (sp, LU). Zudem schränke sie den
Handlungsspielraum für Massnahmen ein, die wirkungsvoller und effizienter wären,
legte Kathrin Bertschy (glp, BE) das Hauptargument für die grünliberale Ablehnung dar. 
Diese Argumente dominierten auch das Differenzbereinigungsverfahren im Ständerat.
Kurz vor dessen erster Behandlung des Geschäfts hatte die WAK-SR gemäss ihrem
Sprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) ihre Position geändert: Da das Bundesratsgeschäft
zur Abschaffung der Heiratsstrafe kurz zuvor an die Kommission zurückgewiesen
worden sei, wodurch man zwar einerseits Geld spare, aber andererseits die Ehepaare
vorerst nicht unterstützen könne, wolle man wenigstens die Kinderzulagen erhöhen.
Der Ständerat sprach sich jedoch mit 22 zu 21 Stimmen und mit 23 zu 20 Stimmen
zweimal für Minderheitsanträge auf Festhalten aus. Die folglich notwendig gewordene
Einigungskonferenz empfahl die Position des Nationalrats mit 19 zu 7 Stimmen zur
Annahme, eine Minderheit Birrer-Heimo sprach sich für die Abschreibung der
gesamten Vorlage in dieser Form aus. Ihr Antrag war jedoch im Nationalrat wie erwartet
chancenlos: Mit 124 zu 55 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte die grosse Kammer der
Vorlage erneut zu. Im Ständerat stellte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag
auf Rückweisung an die Kommission als Alternative zum Abschreibungsantrag. Die
Kommission solle die «finanziellen und verteilungspolitischen Folgen auch im
Quervergleich der Steuervorlagen unter Einbezug der Kantone» abklären;
Finanzminister Maurer versprach eine Auslegeordnung bis zur Wintersession. Der
Ständerat lehnte jedoch den Ordnungsantrag mit 23 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
ab und stimmte schliesslich dem Antrag der Einigungskonferenz mit 21 zu 20 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) äusserst knapp zu. Somit setzte sich der Nationalrat mit seiner
Version durch. Die Schlussabstimmungen waren nur noch Formsache, mit denselben
Allianzen wie zuvor nahmen der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 62 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und der Ständerat mit 25 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Damit
war das Geschäft jedoch noch nicht vom Tisch: SP-Fraktionschef Nordmann (sp, VD)
kündigte noch vor der Schlussabstimmung an, dass seine Partei ein weiteres Mal das
Referendum «gegen eine verfehlte steuerpolitische Vorlage» ergreifen werde. 4

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Ces trois dernières années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de l'économie, l'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer l'économie intérieure et
d'accroître le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, l'USS demande entre autre un
treizième salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par l'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de l'AVS. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.2019
DIANE PORCELLANA

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Nachdem die Räte im Jahr 2014 eine Motion zur Befreiung von Babysitting und
Hausdienstarbeit von AHV-Beiträgen überwiesen hatten, beschäftigten sie sich bereits
im Folgejahr wieder mit dem Thema. Anlass war eine parlamentarische Initiative Pieren
(svp, BE), welche einen AHV-Freibetrag für Babysitting forderte. Konkret sollte die
Tätigkeit von Babysittern, sofern mit weniger als CHF 3'000 jährlich entlohnt, nicht
mehr als Erwerbstätigkeit im sozialversicherungsrechtlichen Sinne gelten und damit von
jeglichen Sozialabgaben befreit sein. Begründet wurde dies insbesondere durch den
grossen administrativen Mehraufwand, welche eine Anmeldung aller Babysitter bei der
AHV sowohl für die regionalen AHV-Stellen als auch für die als Arbeitgeber fungierenden
Eltern bedeuten würde. Zudem zeige die aktuelle Situation, in der sich Babysitter und
Eltern oft unabsichtlich in der Illegalität befinden, dass die betreffenden Regeln
schikanös seien. Im Januar gab die SGK des Nationalrates der Initiative Folge. Nachdem
die ständerätliche Schwesterkommission dem Entscheid ihre Zustimmung einstimmig
versagt hatte, gelangte der Vorstoss in der Herbstsession in den Nationalrat. Eine
Kommissionsminderheit Schenker (sp, BS) beantragte, keine Folge zu geben, während
die Mehrheit bei ihrem positiven Votum blieb. Die Initiantin führte aus, seit Anfang Jahr
müssten Hausdienstarbeiten, welche von Personen unter 25 Jahren und bis zu einem
Jahreslohn von CHF 750 ausgeführt würden, nicht mehr bei der AHV gemeldet werden.
Diese Geste löse jedoch das Problem nicht, welches insbesondere für Babysittingjobs
bestehe. Der Vorstoss befasse sich bewusst nur mit dieser Tätigkeit, da Babysitting im
Gegensatz zu Reinigungsarbeiten nicht als Vollzeitbeschäftigung mit mehreren
Arbeitgebern ausgeführt werde und damit auch bei einer Erhöhung der
Lohnobergrenze keine Missbrauchsgefahr bestehe. Die ablehnende
Kommissionsminderheit kritisierte, im Initiativtext sei weder eine Altersgrenze für die
Babysitter enthalten, noch gehe hervor, ob die CHF 3'000 als Gesamtlohn oder als Lohn
pro Arbeitgeber zu verstehen seien. Auch die Definition von Babysitting sei nicht klar,
z.B. im Fall, dass die beschäftigte Person nebenbei noch Hausarbeiten erledige. Von
dieser Argumentation unbeeindruckt gab die grosse Kammer der parlamentarischen
Initiative mit 104 zu 74 Stimmen bei 5 Enthaltungen Folge. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2015
FLAVIA CARONI

Krankenversicherung

Im Juni 2019 reichte Roberto Zanetti (sp, SO) eine Motion mit dem Titel
«Ersatzleistungen für befristete Drittbetreuungskosten infolge krankheits- oder
unfallbedingter Unfähigkeit zur Betreuung von betreuungsbedürftigen Personen» ein,
der von allen sechs amtierenden Ständerätinnen mitunterzeichnet worden war. Trotz
sperrigem Titel sei der Inhalt des Vorstosses sehr einfach, erklärte er dem Ständerat in
der Herbstsession 2019. Wenn einer von zwei arbeitstätigen Ehepartnern mit Kindern
aufgrund eines Unfalls oder einer Krankheit über eine gewisse Zeit ausfalle, benötige
die Familie eine Lösung für die Kinderbetreuung. Entweder kümmere sich der andere
Ehepartner oder die andere Ehepartnerin um die Kinder und gehe nicht mehr arbeiten
– was üblicherweise nicht sehr einfach einzurichten sei –, man finde eine Lösung im
Familien- oder Bekanntenkreis oder die Eltern müssten eine
Drittbetreuungsmöglichkeit suchen – was jedoch je nach Dauer des Ausfalls sehr teuer
sein könne. So koste eine nichtsubventionierte Kita-Betreuung an fünf Tagen pro

MOTION
DATUM: 12.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Woche für einen Monat in den meisten Kantonen zwischen CHF 2200 und 2700. Diese
Drittbetreuungskosten stellten somit ein «Loch im Netz der sozialen Sicherheit» dar,
das «eine Mittelstandsfamilie an den Rand des Ruins bringen» könne und das folglich
gestopft werden müsse. 
Der Bundesrat anerkannte zwar die Problematik, sah deren Lösung jedoch nicht auf
Bundesebene. Einerseits gebe es private oder öffentliche Entlastungs- und Notdienste
sowie private Möglichkeiten der Kostendeckung wie eine Privatversicherung,
andererseits sei die Lösung dieses Problems aufgrund des Subsidiaritätsprinzips Sache
der Kantone und Gemeinden. Mehr Unterstützung erfuhr der Vorstoss im Ständerat
durch einen Ordnungsantrag von Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG), mit dem sie die
Überweisung des Vorstosses zur Vorprüfung an die zuständige Kommission beantragte.
Stillschweigend nahm die kleine Kammer den Ordnungsantrag an. 8

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat Stamm (cvp, LU), welches den
Bundesrat ersucht, über den gemeinwirtschaftlichen Anteil der familiären
Betreuungsarbeit sowie über deren mögliche Abgeltung durch die öffentliche Hand
Bericht zu erstatten. 9

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen einer Univox-Erhebung sprach sich knapp die Hälfte der Befragten dafür
aus, dass die Kinderkosten stärker durch die Allgemeinheit getragen werden sollten.
Annährend 80% waren der Ansicht, die Kinderzulagen sollten auf eidgenössischer
Ebene vereinheitlicht werden. Über die Höhe gingen die Meinungen zwar auseinander,
doch war eine deutliche Mehrheit (64%) für Beträge, die zum Teil massiv über den
heutigen Kinderzulagen liegen. Für einen Ausbau der familienexternen Kinderbetreuung
sprachen sich 57% der Befragten aus. Die stärkste Befürwortung kam von jenen
Untergruppen, die selber den grössten Nutzen aus einer entsprechenden Infrastruktur
ziehen, nämlich den jüngeren Frauen und den Personen mit hohem Bildungsstand. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.09.1993
MARIANNE BENTELI

Die vorberatende Kommission des Nationalrates unterstützte - wenn auch nur knapp -
eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD), welche die Betreuung von
Kleinkindern als öffentliche Aufgabe der Kantone in der Verfassung verankern will. Die
Kommission vertrat die Ansicht, dass das Angebot an ausserhäuslichen Tagesstrukturen
für Kinder im vorschulpflichtigen Alter nicht mit den gesellschaftlichen Veränderungen
Schritt gehalten habe. Sie erinnerte auch daran, dass die UNO-Kinderrechtskonvention
die unterzeichnenden Staaten auffordert, die Betreuung der Kinder von erwerbstätigen
Eltern sicherzustellen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.1994
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH), dass Väter oder Mütter, die
ihren Beruf nur ausüben können, wenn sie ihre Kinder betreuen lassen, die Kosten
dafür von den Steuern sollen absetzen dürfen. Bundesrat Stich beantragte die
Umwandlung in ein Postulat, da der Vorstoss das eben erst in Kraft getretene
Steuerharmonisierungsgesetz strapazieren würde und die Anrechnung der
Betreuungskosten als Gewinnungskosten zu Abzügen in unkontrollierbarer Höhe führen
würde. Der Nationalrat folgte aber den Argumenten von Frau Spoerry, wonach die
geltende gesetzliche Regelung nicht mehr den heutigen gesellschaftlichen
Gegebenheiten und insbesondere der grossen Anzahl von alleinerziehenden Müttern
entspreche und überwies den Vorstoss in der verbindlichen Form. Da Spoerry für ihr
Anliegen nicht eigentlich eine Gesetzesänderung vorschlug, sondern eher den Weg über
eine Anpassung der entsprechenden Verordnung ins Auge fasste, erachtete der
Ständerat die Motion als ein rechtlich nicht haltbares Instrument, weil damit das
Parlament in den Hoheitsbereich der Exekutive eingreifen würde. Er befand zudem, die
Diskussion über diese Fragen sei ohnehin lanciert, weshalb es nicht richtig wäre, jetzt
bereits ein Präjudiz für die eine oder andere Lösung zu schaffen. Um aber zu
unterstreichen, dass er ebenfalls der Ansicht sei, dass hier Handlungsbedarf bestehe,
überwies er die Motion als Postulat. 12

MOTION
DATUM: 14.03.1995
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nach dem Scheitern der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung vom 13.
Juni  gaben sich die Parteien – insbesondere auch im Hinblick auf die nationalen
Erneuerungswahlen im Oktober – besonders familienfreundlich. Die CVP schlug
steuerliche Entlastungen vor; zudem rief sie nach einem Bundesrahmengesetz für die
Ausrichtung von Kinderzulagen und nach einer besseren Abstimmung der Schulzeiten
auf die Bedürfnisse der Eltern. Das verlangte auch die FDP, die sich zudem für mehr
ausserfamiliäre Betreuungsstätten für Kinder stark machte. Von einer eidgenössischen
Regelung für die Kinderzulagen wollte sie hingegen nichts wissen. Konkrete Zahlen
nannten die SP und die Grünen. Sie forderten existenzsichernde Kinderzulagen, wobei
die Steuerabzüge für Kinder im Gegenzug zu streichen wären. Die SP sprach sich zudem
für Ergänzungsleistungen für minderbemittelte Eltern aus, welche über eine
eidgenössische Erbschaftssteuer finanziert werden sollten. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.09.1999
MARIANNE BENTELI

Die Förderung der familienexternen Kinderbetreuung scheint umso sinnvoller zu sein,
als daraus ein eindeutiger volkswirtschaftlicher Gewinn entsteht. Eine im Auftrag des
Sozialdepartements der Stadt Zürich erstellte Studie rechnete vor, dass für jeden
Franken, der in Kindertagesstätten investiert wird, der vierfache Betrag an die
Gesellschaft zurückfliesst. Die Untersuchung wies nach, dass Eltern, deren Kinder in
Tagesstrukturen betreut werden, ihre Erwerbszeit wöchentlich zwischen sieben und 17
Stunden erhöhen können. Das führt zu einem Mehreinkommen von jährlich rund 44 Mio
Fr. mit dem entsprechenden Steuerfluss. Zusätzlich leisten Eltern und Arbeitgeber
höhere Beiträge von rund 10 Mio Fr. pro Jahr an die AHV und die berufliche Vorsorge.
Die Steuerzahlenden profitieren davon, dass durch die berufliche Integration der Eltern
die Kosten bei der Sozialhilfe gesenkt werden. Ein gutes Betreuungsangebot macht
Gemeinden als Wohnort gerade für gut ausgebildete Eltern attraktiver und zieht zudem
Firmen an, die immer wieder die Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräften als
einen der wichtigsten Standortfaktoren bezeichnen. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.05.2000
MARIANNE BENTELI

An einer Tagung Ende Juni nahm sich die FDP der Thematik „Familien und Erwerbsleben
im Einklang“ an. Parteipräsident Steinegger erklärte, wirtschafts- und sozialpolitische
Aspekte sprächen für die Schaffung von Tagesbetreuungsstätten. Die FDP betonte aber
die primäre Verantwortung der Familien. Der Staat habe die Infrastrukturen bereit zu
stellen, die Finanzierung müsse hingegen in erster Linie auf privater Basis erfolgen. Die
Partei will mit einer Muster-Motion in den Kantonsparlamenten Vorstösse zugunsten
familienunterstützender Tagesstrukturen in der Volksschule initiieren. Unter dem Druck
eines langsam austrocknenden Arbeitsmarktes entdeckte auch der Arbeitgeberverband
die Vorteile einer familienfreundlicheren Politik. Mit einer Informationskampagne unter
seinen Mitgliedern will er dafür sorgen, dass Familienpflichten und Beruf besser
vereinbart werden können. Der Verband plädierte für mehr Kinderhorte und
Blockzeiten an den Schulen. 15

BERICHT
DATUM: 25.06.2000
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat gab einer auch von der FDP unterstützten weiteren parlamentarischen
Initiative Fehr Folge, die während zehn Jahren maximal je 100 Mio Fr. Bundesmittel zur
Anstossfinanzierung für familienergänzende Betreuungsplätze verlangt. Die
Unterstützung von Krippen, Horten, Tagesfamilien, Tagesschulen usw. soll höchstens
zwei Jahre nach der Gründung dauern und einen Drittel des Betriebskredits nicht
übersteigen. Laut Angaben der Initiantin könnten jährlich rund 12 000 Krippenplätze
von diesem Impuls profitieren. Unter Hinweis auf diese Initiative beantragte der
Bundesrat dem Nationalrat erfolgreich, eine Motion Teuscher (gp, BE), welche die
Ausarbeitung von Modellen der ausserhäuslichen Kinderbetreuung im öffentlichen und
privaten Sektor verlangte, nur als Postulat zu überweisen. Die bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Mutterschaft war auch eine Hauptforderung eines familienpolitischen
Positionspapiers der FDP, da der Ausstieg qualifizierter Frauen aus dem Erwerbsleben
ein volkswirtschaftliches Verlustgeschäft bedeute. Der Arbeitgeberverband machte sich
im Zeichen eines austrocknenden Arbeitsmarkts ebenfalls für einen Ausbau der
Kinderbetreuung in den Firmen stark; eine Umfrage unter seinen Mitgliedern zeigte
aber, dass das Bewusstsein für die Belange der ausserhäuslichen Kinderbetreuung in
den meisten Firmen noch kaum entwickelt ist. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2001
MARIANNE BENTELI
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Ausgehend von einer im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen parlamentarischen
Initiative der Zürcher Sozialdemokratin Fehr zur Anschubfinanzierung von
Kinderkrippen erarbeitete die SGK einen Gesetzesentwurf samt
Finanzierungsbeschluss. Sie schlug dem Plenum vor, die Schaffung von neuen
Krippenplätzen während zehn Jahren mit jährlich 100 Mio Fr. zu unterstützen; konkret
vorgelegt wurden ein Bundesgesetz, das die Förderungsmodalitäten regelt, sowie ein
Kreditbeschluss über 400 Mio Fr. für die ersten vier Jahre. Bis auf die SVP, die nach den
Worten ihres Sprechers Bortoluzzi (ZH) „verantwortungsmüde Eltern“ und Zustände „à
la Ostblock“ witterte, und die LP stellten sich alle Fraktionen hinter das Gesetz, das mit
117 zu 53 Stimmen angenommen wurde. SP und CVP stimmten geschlossen zu, bei der
FDP eine Mehrheit (darunter sämtliche Frauen), bei der SVP nur gerade die drei
weiblichen Abgeordneten Fehr (ZH), Gadient (GR) und Haller (BE) sowie Siegrist (AG).
Angesichts der Lage der Bundesfinanzen beantragte der Bundesrat, der das Anliegen
grundsätzlich unterstützte, ein auf maximal acht Jahre und nur je 25 Mio Fr. reduziertes
Engagement. Mit 108 zu 70 Stimmen konnte sich aber der Antrag der Kommission
durchsetzen. Gutzwiller (fdp, ZH) erinnerte als Sprecher der Kommission daran, dass
Studien den volkswirtschaftlichen Nutzen von familienexternen Betreuungsplätzen
nachgewiesen haben, weshalb es sich hier um eine sinnvolle Investition handle. Im
Ständerat machte nur gerade Schmid (cvp, AI) grundsätzlich Opposition gegen die
Vorlage. Ein Rückweisungsantrag Hess (fdp, OW), der zuerst eine Vernehmlassung bei
den Kantonen durchführen wollte, da diese nach dem Auslaufen der
Anstossfinanzierung primär in der Pflicht stehen dürften, die Krippen weiter zu
unterstützen, wurde mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. Als Kompromiss zwischen
Bundes- und Nationalrat beschloss die kleine Kammer aber, anstatt 400 Mio Fr. nur
200 Mio Fr. für die nächsten vier Jahre zur Verfügung zu stellen und das Programm auf
acht Jahre zu begrenzen; zudem sollten die Beiträge nicht mehr maximal einen Drittel
der Kosten abdecken, sondern höchstens 5000 Fr. pro Krippenplatz. Ein Antrag Jenny
(svp, GL), dem Bundesrat zu folgen, wurde ebenso abgelehnt wie der Antrag Studer (sp,
NE) auf Zustimmung zum Nationalrat. Die Vorlage wurde mit 31 zu 4 Stimmen
angenommen, der Finanzierungsbeschluss mit 23 zu 5 Stimmen. Angesichts der klaren
Willensbezeugung der kleinen Kammer, den Kreditrahmen mindestens um die Hälfte zu
kürzen, bat die Initiantin Fehr (sp, ZH) den Nationalrat, dem Ständerat in allen Punkten
zuzustimmen, um nicht die Vorlage als Ganzes zu gefährden. Mit 120 zu 58 Stimmen
übernahm der Rat die Beschlüsse der Ständekammer. Das Gesetz tritt auf den 1.
Februar 2003 in Kraft. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.03.2002
MARIANNE BENTELI

Im Bestreben, dass Familien und Kinder nicht länger ein Armutsrisiko darstellen,
verabschiedete die CVP ein Grundlagenpapier, das auf drei Säulen basiert. Familien mit
tiefen Einkommen sollen durch höhere Kinderzulagen (200 Fr. für Kinder, 250 Fr. für
Jugendliche in Ausbildung), Entlastungen bei der direkten Bundessteuer und
Bedarfsleistungen für einkommensschwache erwerbstätige Eltern unterstützt werden.
Die Junge CVP bemängelte, dass familienentlastende Massnahmen wie Kinderkrippen,
Blockunterricht und Tagesschulen nicht erwähnt wurden. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2002
MARIANNE BENTELI

Am 1. Februar trat das Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende
Kinderbetreuung in Kraft. Mit den dafür vorgesehenen Mitteln soll die Schaffung
zusätzlicher Plätze für die Tagesbetreuung von Kindern gefördert werden. Für die
ersten vier Jahre hatte das Parlament einen Verpflichtungskredit von 200 Mio Fr.
bewilligt. Das Förderprogramm unterscheidet zwei Arten von Betreuungsplätzen:
Kindertagesstätten – zum Beispiel Krippen – für kleinere Kinder und Einrichtungen für
die schulergänzende Betreuung wie etwa Mittagstische. Die Subventionen werden
pauschal auf Grund der Öffnungszeiten ausbezahlt: Krippen erhalten maximal 5000 Fr.
pro betreutes Kind, Einrichtungen für Mittagstische und Horte maximal 3000 Fr. Das
Impulsprogramm stiess auf grosses Interesse, vor allem bei den Gemeinden. Bis zu
Beginn des neuen Schuljahres bewilligte der Bund 60 Gesuche, mit denen 1230
Krippenplätze geschaffen wurden. Trotz dieses Erfolges beantragte die
Spezialkommission des Nationalrates, im Entlastungsprogramm 2003 den Kredit von
den vorgesehenen 120 Mio auf 40 Mio Fr. zusammenzustreichen und das Programm
dann ganz aufzugeben; der Bundesrat hatte sich mit einer Kürzung um 12 Mio Fr. für das
Jahr 2006 begnügen wollen. Im Plenum setzte eine von der CVP unterstützte linke
Minderheit aber durch, dass gar keine Abstriche vorgenommen wurden. Der Ständerat,
der bis zum Ende der Differenzbereinigung dem Antrag des Bundesrates folgen wollte,
schloss sich schliesslich nach der Einigungskonferenz dem Beschluss der grossen
Kammer an. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI
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In seiner Antwort auf eine Interpellation von Nationalrätin Fehr (sp, ZH) erklärte der
Bundesrat, die Integration der Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe in das nationale
Berufsbildungssystem sei in vollem Gange. Daraus resultierten neue Bildungsangebote
und zusätzliche Berufsperspektiven, was sich positiv auf die Qualität der
ausserfamiliären Kinderbetreuung und die Entwicklung der familienergänzenden
Angebote auswirke. Ausgehend von den Pilotprojekten „Soziale Lehre“ im Rahmen des
Lehrstellenbeschlusses II werde momentan die Einführung der beruflichen
Grundbildung „Fachfrau/Fachmann Betreuung“ vorbereitet mit Kinderbetreuung als
Fachbereich. 20

ANDERES
DATUM: 07.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In seiner Botschaft vom 10. März 2006 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das
seit 2003 bestehende Impulsprogramm für die familienergänzende Kinderbetreuung
weiterzuführen und einen zweiten Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 60 Mio.
für die Zeitspanne vom Februar 2007 bis Januar 2011 zu genehmigen. Für die
vorangegangenen vier Jahre des achtjährigen Impulsprogramms hatte der Bund einen
ersten Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 200 Mio. gesprochen, um die
Schaffung zusätzlicher Plätze für die Tagesbetreuung von Kindern anzuregen. Eine vom
BSV in Auftrag gegebene Evaluation der ersten anderthalb Jahre des Impulsprogramms
war positiv ausgefallen. In der Evaluation der Wirkung des Impulsprogramms kam das
BSV zum Schluss, dass die Hälfte der in dieser Zeitspanne neu geschaffenen 3500
Betreuungsplätze lediglich dank des Impulsprogramms hatten realisiert werden können
und dass die Eltern die Betreuungsplätze in neun von zehn Fällen zu Ausbildungs- oder
Arbeitszwecken nutzten. In den ersten vier Jahren des Impulsprogramms könnten
voraussichtlich 13'400 zusätzliche Betreuungsplätze geschaffen werden, womit das
geschätzte Angebot an Betreuungsplätzen in dieser Zeitspanne um einen Viertel
erweitert werde, folgerte die bundesrätliche Botschaft basierend auf der Evaluation.
Gemäss Hochrechnungen werde jedoch lediglich die Hälfte der ersten Tranche des
Verpflichtungskredites ausgeschöpft, was die Verfassenden der Evaluation mit den klar
definierten Einsatzmöglichkeiten der Finanzhilfen als Starthilfe, dem langen Planungs-
und Realisierungshorizont neuer Angebote sowie mit dem erforderlichen
Finanzierungsnachweis in Verbindung brachten. Letzterer fordert von den
Gesuchstellenden, dass sie bereits in der Planungsphase glaubwürdig darlegen, wie sie
nach Auslaufen der Starthilfen des Bundes ihren Betrieb langfristig finanzieren können.
Aufgrund der «unerwartet geringe[n] Nachfrage» sowie der «angespannte[n] Lage der
Bundesfinanzen» beantragte der Bundesrat dem Parlament für die zweite
Kreditperiode einen deutlich tieferen Verpflichtungskredit (CHF 60 Mio.) als in der
ersten Kreditperiode (CHF 200 Mio.). 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2006
MARLÈNE GERBER

Im Nationalrat beantragte Scherer (svp, ZG), auf den Entwurf zur Verlängerung der
Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung nicht einzutreten, da
Kinderbetreuung keine Aufgabe des Staates sei; einmal mehr wurde das
Schreckgespenst der sozialistischen Denkmuster der Sowjetunion und Chinas bemüht.
SP, CVP und GP sprachen sich klar für Eintreten aus. Die FDP meldete sich nicht zu
Wort, doch stimmte die Fraktion schliesslich grossmehrheitlich für Eintreten, welches
mit 121 zu 59 Stimmen beschlossen wurde. In der Detailberatung ging es ausschliesslich
um die Höhe des neuen Verpflichtungskredites. Die Kommissionsmehrheit beantragte,
bei den höchstens CHF 200 Mio. der ersten Tranche zu bleiben, um keine
Möglichkeiten der Entwicklung zu verbauen; nicht abgeholte Gelder würden ja, wie in
der Periode 2003-2007, im Bundeshaushalt verbleiben. Kleiner (fdp, AR) stellte einen
Kompromissantrag auf CHF 120 Mio. Zwei weitere Minderheiten mit annähernd den
gleichen Vertretern aus SVP und Rechtsfreisinn verlangten, entweder dem Bundesrat zu
folgen (CHF 60 Mio.) oder den Rahmenkredit gar zu halbieren (CHF 30 Mio.). Für eine
Streichung des Kredits bei gleichzeitiger Erhöhung des Bundesbeitrags an die
Familienzulagen um jährlich CHF 50 Mio. sprach sich Wäfler (edu, ZH) aus. Knapp mit 96
zu 89 Stimmen konnte sich schliesslich der Antrag der Mehrheit (CHF 200 Mio.)
durchsetzen. SP und GP votierten geschlossen dafür, ebenfalls eine Mehrheit der CVP.
31 Vertreterinnen und Vertreter der FDP gaben dem Antrag Kleiner den Vorzug, sechs
jenem der Mehrheit. Von der SVP unterstützten lediglich die beiden Bündner Gadient
und Hassler die Kommissionsmehrheit.

Eintreten war im Ständerat unbestritten. Die Mehrheit der Kommission beantragte aber
eine Reduktion auf CHF 120 Mio. Während der vom Bundesrat vorgeschlagene Betrag
von CHF 60 Mio. angesichts der in der Periode 2003-2007 voraussichtlich
gesprochenen CHF 107 Mio. als zu gering erachtet wurde, schienen CHF 120 Mio. der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2006
MARIANNE BENTELI
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Realität angemessen; dieser Betrag hätte auch den Vorteil, nicht zu einer so
weitreichenden Lösung der Schuldenbremse zu führen, was anderswo möglicherweise
unliebsame Einsparungen bedeuten würde. Eine Minderheit aus SP und CVP, welche die
Unterstützung von Langenberger (fdp, VD) fand, setzte sich für die Fassung des
Nationalrates ein, da gerade in ländlichen Gebieten noch ein hoher Nachholbedarf
bestehe, eine Kürzung ein negatives Signal an die Kantone, die Gemeinden und die
privaten Firmen aussenden würde und es sich ja lediglich um einen
Verpflichtungskredit und keine konkrete finanzielle Zusage handle. Ein Antrag Kuprecht
(svp, SZ), dem Bundesrat zu folgen, den Bundesrat Couchepin noch einmal halbherzig
verteidigte, unterlag deutlich mit 33 zu 9 Stimmen. Die Mehrheit setzte sich mit 28 zu16
Stimmen gegen die Minderheit durch. Die Ausgabe wurde einstimmig genehmigt.

In der Differenzbereinigung im Nationalrat versuchte eine Kommissionsmehrheit,
zumindest einen Kompromiss zu erreichen und beantragte CHF 160 Mio. Sie machte
geltend, die Konstruktion derartiger Finanzhilfen sei so, dass es sehr viel sinnvoller ist,
zu viel Geld zu beschliessen als zu wenig. Wenn zu wenig gesprochen werde, müssten
Projekte abgelehnt werden, oder es käme ein sehr komplizierter Verteilungsapparat in
Gang, um das Geld auf die Kantone zu verteilen, was im Interesse des Anliegens
unbedingt vermieden werden sollte. Wenn zu viel Geld beschlossen werde, habe das
insofern keine Folgen, als nichts ausgegeben wird, was nicht durch ein konkretes
Projekt nachgefragt ist. Die Minderheit vor allem aus der FDP befand dagegen, dass die
höchstens CHF 120 Mio. durchaus genügten, um den allfälligen Bedürfnissen Rechnung
zu tragen, weshalb keine weiteren Beträge nötig seien. Erneut sehr knapp, mit 88 zu 85
Stimmen, setzte sich schliesslich die Minderheit durch. 22

Sowohl FDP wie SP favorisieren seit einiger Zeit den Gedanken, nicht mehr wie in den
letzten Jahren die Errichtung neuer Krippenplätze zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu finanzieren, sondern den erwerbstätigen Eltern Betreuungsgutscheine
abzugeben, welche ihnen ermöglichen würden, die Art der Kinderbetreuung frei zu
wählen (Krippen und Horte, Tagesfamilien etc.). Die SP-Fraktion wollte nun den
Bundesrat mit einem Postulat auffordern, ein Modell auszuarbeiten, wonach jedes Kind
bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit, dessen Eltern aufgrund von Erwerbsarbeit,
ausgewiesener Freiwilligenarbeit oder Ausbildung die Betreuung der Kinder nicht selber
sicherstellen können, Anrecht auf einen Betreuungsgutschein hat, der mindestens zwei
Drittel der Vollkosten eines vom Kanton anerkannten Betreuungsplatzes abdeckt. Der
Bundesrat zeigte sich überzeugt, dass mit einer den Wettbewerb stärkenden Reform
eine neue Dynamik in das System der familienexternen Kinderbetreuung gebracht
werden könnte. Er erklärte sich bereit, Pilotprojekte zu unterstützen, allerdings unter
der Bedingung, dass die Federführung dafür entsprechend der geltenden
Zuständigkeitsordnung von Kantonen oder Gemeinden übernommen wird. Wegen der
relativ detaillierten Skizzierung des SP-Modells beantragte er Ablehnung des Postulates,
worin ihm der Nationalrat folgte, wenn auch nur knapp mit 97 zu 90 Stimmen. 23

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Meyer Kälin (cvp, FR) hatte im Vorjahr eine parlamentarische Initiative
eingereicht mit dem Ziel, das auslaufende Programm des Bundes zur
Anstossfinanzierung von Kinderkrippen durch eine steuerliche Begünstigung von
Investitionen von Privaten (vor allem Arbeitgebern) zur Förderung der ausserhäuslichen
Betreuung von Kindern abzulösen. Die Kommission war ebenfalls der Ansicht, dass bei
den Betreuungsplätzen für Kinder nach wie vor ein Missverhältnis von Angebot und
Nachfrage besteht, und es deshalb wichtig ist, ausserfamiliäre Einrichtungen für Kinder
gerade auch im Vorschulalter zu schaffen. Sie stellte aber auch fest, dass das
Initiativanliegen bereits erfüllt ist: Die Kosten eines Unternehmens, welches eine Krippe
oder eine andere Betreuungsstätte für Kinder finanziert oder einrichtet, gelten bereits
heute als geschäftsmässig begründeter Aufwand. Auch Privatpersonen können ihre
Zuwendungen an gemeinnützige Kinderbetreuungseinrichtungen schon heute
steuerlich zum Abzug bringen. Deshalb beantragte sie Ablehnung der Initiative. Mit 156
zu 31 Stimmen wurde der Vorstoss verworfen. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eine Motion der Grünen Fraktion zur Finanzhilfe für familienergänzende
Kinderbetreuung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrssession mit 122 zu 72 Stimmen
verworfen. Mit dem Vorstoss sollten die Anforderungen gelockert werden, welche die
Einrichtungen erfüllen müssen, um von den finanziellen Beihilfen profitieren zu
können. 25

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Nachdem die beiden Räte in der ersten Jahreshälfte eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats zur Weiterführung der
Anschubfinanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung überwiesen hatten,
schickte der Bundesrat im Juli einen entsprechenden Vorentwurf in die
Vernehmlassung. Dieser sieht vor, das finanzielle Engagement des Bundes um weitere
vier Jahre, bis Ende Januar 2015 zu verlängern. 26

MOTION
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat will die ausserfamiliäre Kinderbetreuung neu regeln. Im Juni schickte er
einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung. Neben neuen Vorschriften zum
Pflegekinderwesen umfasste er auch Regeln zur freiwilligen Tagesbetreuung. Die
geplanten Bestimmungen sahen vor, dass nebst Krippen, Horten und
Tageseinrichtungen auch Verwandte, Freunde oder Nachbarn der Eltern, welche die
Kinder während mindestens 20 Stunden pro Woche beaufsichtigen, eine Bewilligung
einholen müssen. Diese Vorschläge stiessen in der Vernehmlassung auf vernichtende
Kritik der bürgerlichen Parteien und selbst die SP, deren Vizepräsidentin Jacqueline
Fehr (ZH) den Anstoss zur Neuregelung der ausserfamiliären Kinderbetreuung gegeben
hatte, zeigte sich zurückhaltend. Auch die Fachstellen, die den Entwurf grundsätzlich
begrüssten, erachteten die geplanten Vorschriften teilweise als überrissen. Sie
plädierten dafür, bei Verwandten, die sich regelmässig um die Kinder kümmern und bei
im Privathaushalt angestellten Kindermädchen auf die Bewilligungspflicht zu
verzichten.  27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Die SVP will die klassische Familie wieder ins Zentrum rücken und sprach sich an ihrer
Delegiertenversammlung gegen „staatlichen Krippendrill“ und gegen die
„Diskriminierung von herkömmlichen, eigenverantwortlichen Lebensgemeinschaften“
aus. Die Delegierten beschlossen einstimmig die Lancierung einer „Familien-
Initiative“. Mit dem Volksbegehren verlangt die Partei, dass den Eltern, die ihre Kinder
selbst betreuen, für die Kinderbetreuung ein mindestens gleich hoher Steuerabzug
gewährt wird wie denjenigen, die ihre Kinder fremd betreuen lassen. Sie reagierte
damit auf einen Beschluss des Parlaments, das einen steuerlichen Abzug der
Fremdbetreuungskosten von maximal 100 000 Fr. gutgeheissen hat. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Aufgrund dieses teils massiven Widerstands schickte der Bundesrat im Dezember eine
neue Version in die Vernehmlassung. Diese statuiert die Bewilligungspflicht nur für
entgeltlich erbrachte Betreuungsleistungen – also für Krippen, Horte und
Tageseinrichtungen. Auch bezüglich der Bewilligungsvorschriften wird von den
ursprünglich geplanten Verschärfungen abgesehen, obwohl die Fachorganisationen
dafür plädiert hatten. Der Bundesrat befürchtete, dass das ausserfamiliäre
Betreuungsangebot durch die höheren Anforderungen verknappt würde.  29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Januar lancierte die SVP eine bereits angekündigte Volksinitiative für eine
steuerliche Besserstellung von Familien, die ihre Kinder selbst betreuen. Diesen soll
mindestens der gleiche Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, die ihre Kinder durch
Dritte betreuen lassen. Laut der SVP bestraft das geltende Recht nämlich traditionelle
Familien. Diese würden wegen der Kinder auf ein Zweiteinkommen verzichten und
gleichzeitig mit ihren Steuergeldern die Krippen und Betreuungsangebote für
Doppelverdiener-Paare unterstützen. Eine Motion von Rotz (svp, OW), welche ebenfalls
eine steuerliche Besserstellung von Familien mit traditioneller Rollenteilung forderte,
wurde vom Nationalrat mit 96 zu 64 Stimmen verworfen. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.01.2010
ANDREA MOSIMANN
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Im Februar verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Verlängerung der
Bundesfinanzhilfen für Krippen. Dabei hatte er den Finanzrahmen gegenüber früheren
Vorstellungen deutlich reduziert. Statt der ursprünglich vorgesehenen 140 Mio Fr.
sollten nur noch 80 Mio Fr. fliessen. Er wollte das Programm ganz auf Projekte im
Vorschulbereich ausrichten, also vor allem auf Kindertagesstätten. Schulergänzende
Projekte sollten hingegen ganz den Kantonen überlassen werden. Schliesslich sah der
Entwurf vor, die Finanzhilfen nur noch an neue Krippen zu gewähren und nicht mehr an
solche, die ihr Angebot aufstocken.
In den Kantonen regte sich Widerstand gegen dieses Sparprogramm des Bundes. Die
Erziehungsdirektorenkonferenz und die Konferenz der kantonalen Sozialdirektoren
protestierten gemeinsam gegen den geplanten Verzicht auf Finanzhilfen bei der
schulergänzenden Kinderbetreuung. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.02.2010
ANDREA MOSIMANN

In der Sommersession stimmte der Nationalrat der Verlängerung der Krippenförderung
um weitere vier Jahre zu. Dabei sprach er sich mit 89 zu 88 Stimmen für einen
Förderbeitrag von 120 Mio Fr. aus. Anders als der Bundesrat wollte der Nationalrat auch
weiterhin schulergänzende Angebote unterstützen. Innenminister Burkhalter und
bürgerliche Parlamentarier wandten vergeblich ein, dass die Kantone gemäss dem
Schulkonkordat HarmoS für die Bereitstellung solcher Betreuungsplätze zuständig sind.
Die Linken und Teile der CVP befürchteten eine Benachteiligung von Kantonen und
Gemeinden, die bisher keine schulergänzenden Betreuungsstrukturen geschaffen
haben. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat hiess das Impulsprogramm in der Herbstsession ebenfalls gut. Im
Unterschied zur grossen Kammer wollte er die Finanzhilfen nicht auf neue Institutionen
beschränken, sondern wie bisher auch bestehende Einrichtungen unterstützen, wenn
diese ihr Angebot um mindestens zehn Plätze erhöhen. Ebenfalls in der Herbstsession
bereinigte der Nationalrat diese letzte Differenz und willigte ein, Finanzhilfen auch an
bestehende Betreuungseinrichtungen auszurichten. In der Schlussabstimmung wurde
die Vorlage vom Ständerat mit 38 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen und vom Nationalrat
mit 124 zu 65 Stimmen gegen den Widerstand der SVP sowie einzelner FDP- und CVP-
Mitglieder gutgeheissen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Im September schickte der Bundesrat einen überarbeiteten Entwurf der
Kinderbetreuungs-Verordnung in die Vernehmlassung. Laut dem neuen Vorschlag
sollen Verwandte und enge Freunde auch ohne Bewilligung Kinder hüten dürfen. Das
Gleiche gilt für im Privathaushalt angestellte Kindermädchen und Au-Pairs. Andere
Personen, welche Kinder mehr als zehn Stunden pro Woche gegen ein Entgelt betreuen,
benötigen laut dem Entwurf künftig eine Bewilligung einer kantonalen Fachinstanz. Für
die Bewilligungserteilung möchte der Bundesrat grundsätzlich den Besuch eines
Einführungskurses voraussetzen. Bei Verletzung der Bewilligungsvorschrift ist eine
Busse von bis zu 5000 Fr. vorgesehen. 34

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Auch in der überarbeiteten Form stiess der Entwurf auf erheblichen Widerstand. Für
die bürgerlichen Parteien stellte auch die neue Verordnung einen zu starken Eingriff in
die elterliche Erziehungsarbeit dar. Sie sahen es als übertrieben an, dass die private,
stundenweise Betreuung gegen Entgelt nur noch mit staatlicher Bewilligung erlaubt
werden sollte. Kritik gab es auch von Fachorganisationen. Die Pflegekinderaktion
Schweiz bemängelte, dass die Vorlage viel zu stark auf die Tagesbetreuung von Kindern
aus „normalen Familien“ ausgerichtet sei und der speziellen Situation von Pflegekindern
zu wenig Rechnung trage. Sie fand es bedenklich, dass Verwandte oder den Eltern nahe
stehende Personen gemäss Entwurf nur noch dann eine Bewilligung für die Aufnahme
eines Pflegekindes bräuchten, wenn es sich um eine behördliche Platzierung handelte.
Opposition gab es schliesslich auch von der Rechtskommission des Nationalrats. Sie
forderte den Bundesrat auf, die Betreuung von Pflegekindern in einer separaten
Verordnung zu regeln und trat ausserdem mit 16 zu 2 Stimmen auf eine
parlamentarische Initiative Leutenegger(fdp, ZH) ein, die im Zivilgesetzbuch selbst
explizit festhalten will, dass die private Kinderbetreuung keine Bewilligung erfordert. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2010
ANDREA MOSIMANN
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Im April publizierte Preisüberwacher Meierhans eine Studie zu den Tarifen für die
ausserfamiliäre Kinderbetreuung. Er untersuchte darin die Preise für
Kindertagesstätten in den kantonalen Hauptorten. Obwohl die Ergebnisse nicht
repräsentativ waren, zeigte die Studie erhebliche Preisunterschiede zwischen den
Kantonen. Während man für die Betreuung eines Kindes in Bellinzona etwas über 40
Franken pro Tag aufwenden muss, sind es im Kanton Schwyz mehr als drei Mal so viel.
Die grossen Preisunterschiede führte eine andere Studie, erstellt durch das
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), zu einem grossen Teil auf die unterschiedlichen
kommunalen und kantonalen Regulierungen und Vorschriften zurück. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.2011
ANITA KÄPPELI

Ende August kam die SVP-Familieninitiative zustande, welche Steuerabzüge für Eltern
vorsieht, die ihre Kinder selbst betreuen. Damit soll verhindert werden, dass Familien,
die sich im traditionellen Modell organisieren, gegenüber Familien mit Fremdbetreuung
steuertechnisch benachteiligt werden. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.08.2011
ANITA KÄPPELI

Die Rechtskommissionen beider Räte lehnten den Vorentwurf des Bundesrats zur
neuen Kinderbetreuungsverordnung ab, insbesondere die vorgeschlagene Regelung,
dass Bekannte und Verwandte zukünftig Kinder nur noch mit Bewilligung beaufsichtigen
und betreuen dürfen. Die Rechtskommission des Nationalrates hatte bereits im Vorjahr
eine parlamentarische Initiative eingereicht, mit welcher im Zivilgesetzbuch explizit
festgehalten werden sollte, dass die private Kinderbetreuung durch Familien und
Bekannte keiner Bewilligung bedarf. Die Rechtskommission des Ständerates gab diesem
Gesetzesvorschlag Anfang des Berichtsjahres ihre Zustimmung. Die Opposition gegen
die Bewilligungspflicht für Kinderbetreuung bewirkte, dass der Bundesrat die
Vorarbeiten zum Vorentwurf unterbrach und die RK-NR ihre Initiative wieder
zurückzog. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.2011
ANITA KÄPPELI

Ende des Berichtsjahres überwies der Nationalrat eine Motion der FDP-Fraktion,
welche den Bundesrat auffordert, den kantonalen Vollzug im Bereich der Vorschriften
zum Lebensmittelgesetz zu überprüfen. Die Freisinnigen bemängelten deren überaus
strenge Anwendung betreffend Kindertagesstätten, welche Lebensmittel an Kinder
abgeben. Die Regelungen entsprechen teilweise denjenigen von Restaurants. Der
Bundesrat empfahl in seiner Stellungnahme dem Parlament die Motion zur Annahme. 39

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Die auf eine parlamentarische Initiative Hochreutener (cvp, BE) zurückgehende
Forderung nach einem Verfassungsartikel für eine umfassende Familienpolitik wurde
in der Vernehmlassung mehrheitlich kritisiert. Der Entwurf der Bestimmung verlangte
eine bessere Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Bund und
Kantone und insbesondere die Schaffung zusätzlicher ausserfamiliärer
Betreuungsangebote für Kinder. Die an der Vernehmlassung teilnehmenden Parteien
und Verbände bestätigten grundsätzlich ihre Positionen zur Familienpolitik. So
wünschten sich die linken Parteien eine Harmonisierung der kantonalen Politiken,
während die FDP an der föderalen Gestaltung derselben festhalten möchte. Die SVP
wehrte sich grundsätzlich gegen einen familienpolitischen Verfassungsartikel, da dieser
die Fremdbetreuung der Kinder fördere und traditionelle Familienmodelle
benachteilige. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Dans sa motion « Construction et gestion de structures d'accueil collectif de jour
pour enfants. Suppression des obstacles bureaucratiques », le PLR demande un
examen des prescriptions applicables aux structures d’accueil pour enfants afin
d’éviter que ces structures soient soumises à des règlements disproportionnés,
notamment en matière de denrées alimentaires. Dans certains cantons, les structures
qui accueillent des enfants pour manger peuvent être soumises aux mêmes
règlementations qu’une cuisine de restaurant. Si les conclusions du rapport
gouvernemental démontrent une trop grande sévérité envers les structures d’accueil, le
Conseil fédéral devra intervenir afin de permettre une interprétation plus souple des
lois, évitant ainsi une surcharge administrative et financière pour les structures
d’accueil. Le Conseil des Etats a accepté cette motion s’alignant ainsi sur le Conseil
national. 41

MOTION
DATUM: 04.06.2012
EMILIA PASQUIER
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Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 42

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

Le Conseil fédéral a publié son message concernant l’initiative de l’UDC « Initiative
pour les familles: déductions fiscales aussi pour les parents qui gardent eux-mêmes
leurs enfants ». Il propose de rejeter l’initiative en raison du biais fiscal qu’elle crée. En
effet, le droit fiscal n’influence aujourd’hui aucunement les parents à faire un choix en
matière de garde des enfants. Il argumente que jusqu’en 2010, il n’existait aucune
déduction fiscale pour les parents faisant garder leurs enfants par des tiers. Suite à de
nombreuses interpellations demandant l’introduction d’une telle déduction
notamment en raison du critère de capacité économique, cette déduction fiscale a été
introduite pour les parents faisant garder leurs enfants par un tiers. Selon le Conseil
fédéral, l’initiative impliquerait soit l’abrogation de cette déduction économique et
conséquemment la violation du principe de capacité économique, soit l’introduction
d’une déduction pour les familles ne faisant pas garder leurs enfants par un tiers et
donc, un avantage fiscal pour les parents qui décident de rester à la maison. 43

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.07.2012
EMILIA PASQUIER

Pour répondre à une réglementation insuffisante en matière de placement des enfants,
la conseillère nationale Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a déposé une motion
demandant que les organisations qui placent des enfants soient soumises au régime de
l’autorisation. En outre, la situation des enfants à long terme et la transparence des
coûts de ces organisations privées devront aussi être surveillées. Le Conseil des Etats et
le Conseil national ont adopté la motion, malgré une opposition du parti agrarien. 44

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Après son passage devant le parlement, l’initiative parlementaire Hochreutener (pdc,
BE), demandant l’introduction d’un article sur la famille, a été soumise au peuple. Cet
article donnerait plus de pouvoir à la Confédération dans le domaine de la politique
familiale. L’article donne également le devoir aux politiques de promouvoir des mesures
qui favoriseraient la conciliation entre travail et famille. 
En janvier, le comité « Oui à la famille » a lancé sa campagne. Le large front de soutien
associatif et partisan donnait l’image d’une votation facile à gagner. Quelques semaines
plus tard cependant, les opposants à l’article constitutionnel ont riposté avec une
affiche-choc représentant un bébé en pleurs étiqueté à l’oreille, comme un bovin. Ce
comité, dénonçant notamment des « Staatskinder » (enfants étatisés) et les coûts
importants liés à cet article, a réuni des politiciens UDC et quelques membres du PLR.
L’UDC s’en est ensuite pris au Conseil fédéral. En effet, ce dernier a refusé de préciser
les coûts de la mise en œuvre de l’initiative argumentant que les coûts dépendraient de
la concrétisation du texte. En réponse à l’imprécision de ces informations, le conseiller
national Adrian Amstutz (udc, BE) a fait recours auprès de la chancellerie du canton de
Berne. Un recours rejeté par le Conseil exécutif pour non-conformité à la Constitution
fédérale. Cette défaite n’a pas découragé le parti agrarien qui a investi un million de
francs dans la réalisation d’un journal distribué dans toutes les boîtes aux lettres de
Suisse représentant toujours des enfants pleurant derrière les grilles d’une prison. Ce
coup médiatique a enfin lancé un débat public qui était jusque-là resté dans l’ombre de
l’initiative sur les rémunérations abusives. Dernier parti à donner son mot d’ordre, le
PLR s’est positionné contre le nouvel article constitutionnel. Ce positionnement a fait
réagir les femmes libérales et l’aile libérale du parti qualifiant cette décision de
« dramatique ». Ce mot d’ordre a également mis en lumière la contradiction du PLR,
qui, en 2012, votait en faveur d’un papier de position visant à mieux concilier vie
familiale et vie professionnelle. 
Cette tendance vers le refus de l’article s’est également lue dans les sondages SRG SSR.
En effet, alors qu’en janvier on prédisait 66% de votes favorables, les sondages de
février se sont abaissés à un taux de 55% de soutien. Le 3 juin 2013, l’article
constitutionnel sur la famille a été refusé. Malgré une majorité de votants favorables à
l’article (54,3%), la majorité des cantons n’a pas été atteinte. Les disparités cantonales
ont atteint des sommets. En effet, alors que Genève a dit oui à 79,1%, Vaud et le Jura à
70%, les habitants d’Appenzell Rhodes-Extérieures n’ont été que 27,1% à soutenir
l’article (viennent ensuite Uri avec 31,8% et Schwyz avec 36,9%). L’affiliation partisane a

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.03.2013
EMILIA PASQUIER
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été révélatrice du comportement de vote. Ainsi, 80% du PS, 87% des Verts et 82% de
l’UDC ont suivi le mot d’ordre de leur parti. Pour les partis plus centraux, même si le
mot d’ordre a été respecté, la division des partis sur le thème de la famille s’est reflétée
dans la population. Ainsi, 61% du PDC a accepté l’objet, alors que 57% du PLR l’a refusé.
Les valeurs prônées par les répondants se sont également traduites dans le
comportement de vote. 
Selon l’analyse VOX, la décision de vote sur ce sujet s’est également construite sur un
positionnement par rapport à trois sets de valeurs : centralisme (63% de oui) contre
fédéralisme (42%), Suisse moderne (70%) contre traditionnelle (33%), promotion active
de l’égalité entre homme et femmes (71%) contre pas de promotion (43%). L’analyse n’a
cependant pas pu clairement définir si le journal distribué par l’UDC avait eu un impact
sur le comportement de vote de ses lecteurs. L’analyse APS des annonces-presse a
montré que la campagne concernant cet article a été très limitée. En effet, seuls
4% des annonces concernaient la famille, contre 60% pour la révision de la loi sur
l’aménagement du territoire (LAT) et 36% pour l’initiative Minder. Relevons également
que la campagne des opposants n’a eu lieu qu’en suisse-romande. Au cours des
semaines suivant le vote, des tensions sont clairement apparues au sein du PLR suite
aux divergences d’opinions entre le PLR et les femmes libérales. 

Référendum obligatoire „Arrêté fédéral sur la politique familiale"
Votation du 3 mars 2013

Participation: 46%
Oui: 1 283 951 (54,4%) / cantons : 9 2/2
Non: 1 078 531 (45,6%) / canton : 11 4/2

Mots d’ordre: 
– Oui: PS, Verts, Vert’libéraux, PDC, PBD, PLR Femmes, Pro Familia, Travail.Suisse, Pro
Juventute
– Non: UDC, PLR, UDF, USAM 45

Après les nombreux chiffres avancés au cours de la campagne de l’article sur la famille,
la conseillère nationale Meier-Schatz (pdc, SG) a souhaité plus de clarté sur la situation
actuelle des familles en suisse. Ainsi, elle a demandé une présentation statistique de la
situation des familles en Suisse, une analyse des mesures structurelles visant à soutenir
les familles, ainsi que les implications sociales et économiques des divers modèles
familiaux. Malgré l’opposition de l’UDC et du PLR, le postulat a été accepté par 105 voix
contre 79 et 2 abstentions. 46

ANDERES
DATUM: 11.09.2013
EMILIA PASQUIER

Dénonçant le prix élevé des places de crèches en Suisse, la conseillère nationale
Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a prié le gouvernement de mener une étude afin
d’identifier les causes de ces différences de prix entre les crèches suisses et les
crèches allemandes ou françaises. De plus, la députée fribourgeoise aimerait que le
Conseil fédéral propose des pistes afin de dynamiser le secteur des crèches. Cette
demande a reçu le soutien du gouvernement et du Conseil national par 134 voix contre
56 et 4 abstentions, les voix de l’opposition émanant presque toutes de l’UDC. 47

POSTULAT
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Le 21 juin 2013, le Conseil national acceptait un postulat Bulliard-Marbach (pdc, FR)
dont le but était de dynamiser le secteur des crèches. S'appuyant sur l'acceptation en
votation de l'arrêté fédéral sur la politique familiale, visant à concilier travail et famille,
la démocrate-chrétienne a demandé au Conseil fédéral d'expliquer pourquoi les places
en crèches coûtent en Suisse deux fois plus cher qu'en Autriche, en Allemagne ou en
France. 
Les différences de réglementation des coûts ne pouvant clairement expliquer les
différences de prix susmentionnées, le Conseil fédéral s'est saisi alors du postulat
Quadranti (13.3980) pour engager le DFI à creuser la question. Selon le rapport, les deux
facteurs principaux de la différence de prix entre les crèches suisses et celles des pays
limitrophes sont les horaires d'ouverture et le salaire du personnel, plus haut
qu'ailleurs, même après pondération du pouvoir d'achat. Comme réduire l'un ou l'autre
serait contre-productif – les horaires des crèches sont adaptés aux horaires de travail
et les salaires sont déjà plus bas que dans la plupart des autres secteurs – il est
important que les frais de garde soient financés par l'Etat pour que l'augmentation du
taux de travail des parents soit rentable.
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En mai 2015, le Conseil fédéral a donc chargé le DFI de rédiger un projet de base légale
de soutien financier limité dans le temps pour les cantons, communes et employeurs
investissant dans l'accueil extrafamilial. La base légale serait limitée à cinq ans et
permettrait de débloquer un crédit d'engagement de 100 millions. Il s'agirait également
de financer des projets visant à améliorer l'accueil extrascolaire des enfants. 48

Le canton de Soleure avait déposé en mars 2014 une initiative demandant prolongation
par la Confédération de l'incitation financière pour la création de places d'accueil
pour enfants en dehors du cadre familial. Un programme relatif à la loi fédérale sur
l'accueil extra-familial avait été mis en place en 2003, avec pour horizon une fin en
2015. Or le canton de Soleure, qui avait été particulièrement actif dans la création de
places d'accueil au sein de ce programme souhaite une prolongation de ce délai. Les
chambres ont décidé de ne pas donner suite à l'initiative. En effet, les représentants du
canton de Soleure avaient indiqué à la Confédération que si l'initiative parlementaire
Quadranti (pbd, ZU) "Poursuivre et développer les aides financières aux structures
d'accueil extrafamilial" était mise en œuvre, leur souhait serait exaucé. La loi découlant
de cette initiative ayant été acceptée par les deux chambres en septembre 2014,
aucune suite n'a été donnée à l'initiative du canton de Soleure. 49

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

La conseillère nationale du parti bourgeois démocratique Rosmarie Quadranti (pbd, ZH)
vise à travers un postulat à éliminer les obstacles et prescriptions bureaucratiques à
l'ouverture de lieux d'accueil extrafamilial pour enfants. Elle constate en effet que
bien que la Confédération ait durant les dix dernières années investi 247 millions de
francs, les exigences administratives rendent encore le développement de l'accueil
difficile. 
Accepté en décembre 2013 sans débat, son postulat a reçu une réponse sous forme de
rapport en juin 2016. La première constatation est que les prescriptions gênant parfois
le démarrage de projets d'accueil extrafamilial se situent surtout aux niveaux cantonal
et communal. Il s'agit cependant de questions de sécurité et d'hygiène, qui sont en
général bien acceptées, mais dont la mise en œuvre est parfois problématique, les
marges d'appréciation pouvant fortement varier entre les situations. C'est pour cette
raison que le «Rapport d'experts Régulations» n'envisage pas de modification des
bases légales, mais suggère plutôt les améliorations suivantes: la création de documents
donnant une vue d'ensemble des marches à suivre aux niveaux cantonal et communal,
l'offre de conseils par les communes pour la recherche d'immeubles ou locaux, des
subventions cantonales ou communales d'aide au démarrage et enfin un échange
régulier d'informations et d'expériences entre les autorités cantonales. 50

POSTULAT
DATUM: 06.07.2016
SOPHIE GUIGNARD

Dans son message du 29 juin 2016, le Conseil fédéral propose une modification de sa
politique d'aides financières à l'accueil extra-familial pour enfants. La commission de
la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), a décidé à
une courte majorité de ne pas entrer en matière. Le projet s'inscrit dans la continuité
du programme lancé en 2003, visant par des incitations financières à concilier travail et
vie de famille. Il porte en particulier sur deux points: la diminution des frais de garde
pour les parents et l'adéquation de l'offre aux besoins des parents. Ainsi, la
Confédération allouerait une aide financière de trois ans, dégressive, aux cantons
souhaitant augmenter les subventions aux structures d'accueil, qui pourraient ainsi
baisser leurs tarifs. L'autre volet viserait lui à inciter financièrement l'ouverture ou
l'élargissement de solutions d'accueil en dehors des horaires habituels, ce pour les
parents travaillant tard, ou durant les vacances scolaires. Le montant total du projet
représenterait une enveloppe de 100 millions.
Lors du débat de la chambre haute, les arguments de la majorité de la commission ont
été repris, à savoir que le projet va trop loin dans la somme des montants alloués, et
qu'il s'agit d'une entrave au principe de fédéralisme. Les partisans du projet du Conseil
fédéral ont souligné l'importance d'une entrée en matière pour pouvoir retravailler les
différents points ne convenant pas à ses adversaires, arguant de l'importance de la
conciliation entre travail et famille, à l'heure où de nombreux parents choisissent de ne
pas travailler, les frais de garde étant souvent inférieurs aux gains d'une activité
rémunérée. Représentés par le PS et le PDC, les partisans ont en outre replacé le débat
dans un contexte post votation sur l'initiative contre l'immigration de masse, rappelant
la nécessité imposée par celle-ci de valoriser la main-d’œuvre qualifiée nationale. Ces
arguments ont fait mouche, puisque les sénateurs se sont prononcés à 24 voix contre
19, avec une abstention, pour une entrée en matière. Le projet est donc renvoyé en
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commission. 51

Selon certaines estimations, les heures de garde d'enfants effectuées par leurs grands-
parents atteignent près de100 millions par année en Suisse. Partant de cette
constatation, la députée Schenker (ps, BS) appelle le Conseil fédéral à rédiger un
rapport apportant une appréciation du travail des grands-parents sous l'angle
qualitatif et quantitatif. Le but de ce postulat est de valoriser l'activité des grands-
parents qui, selon la conseillère nationale, sont trop souvent vus uniquement comme
des "générateurs de coûts". Le Conseil fédéral, qui fait conduire tous les trois ans une
étude sur le travail non rémunéré, dont la prochaine mouture doit paraître à la fin de
l'année 2017, a jugé le rapport demandé superflu. Les représentants du peuple ont suivi
son avis, rejetant le postulat par 124 voix contre 60 avec 4 abstentions.

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

De retour de la Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN), le projet d'aides financières à l'accueil extra-familial pour enfants
a été accepté par 23 voix contre 15, avec 5 abstentions. Une minorité de la Commission
de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) proposait
de baisser le montant total des aides de dix millions à seulement cinq. Cette
modification a été balayée par 23 voix contre 17, avec 3 abstentions. Au Conseil
national, l'ensemble du projet tel que présenté par le Conseil fédéral a été accepté par
114 voix contre 76, sans abstentions. Là encore, une minorité de la commission avait
souhaité introduire des modifications mineures (mention du "bien de l'enfant",
allocation de l'aide uniquement si les fonds propres font défaut et prolongation de la
garantie de financement des cantons), mais sans succès. Le vote final de l'assemblée
fédérale a eu lieu le 16 juin 2017. Le Conseil national a ainsi plébiscité la modification de
la loi fédérale avec 107 voix contre 87 et une abstention et le Conseil des Etats avec 25
voix contre 14 et 5 abstentions. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

La CSEC-CN a élaboré en 2017 une initiative parlementaire concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Elle souhaite prolonger le programme
d'impulsion de la Confédération et inscrire ainsi au budget 130 millions de francs pour
la création de telles places. L'initiative a reçu l'adoubement de sa commission sœur et a
été débattue au Conseil national lors de la session d'été. 
103 voix contre 88 et 4 abstentions ont emporté le vote. Les réfractaires au
prolongement du programme d'impulsion provenaient des camps UDC et PLR, qui
estiment, comme le Conseil fédéral, que cette aide supplémentaire est superflue et
que la Confédération s'est déjà suffisamment investie en prolongeant le financement
par deux fois (en 2006 et 2010). Après l'entrée en matière du Conseil national, il
appartient désormais aux Etats de se prononcer. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a adhéré au projet du Conseil national concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Malgré une minorité UDC et PLR
déplorant que le projet enfreigne l'esprit du fédéralisme, les sénateurs et sénatrices
ont voté l'ensemble du texte concernant le programme d'impulsion par 27 voix contre
16 et une abstention. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2018, la Loi fédérale sur les aides financières à l'accueil extrafamilial
pour enfants (LAAcc) passait en vote final. Le Conseil national l'a plébiscitée à 104 voix
contre 88 (UDC et PLR) et une abstention, les États à 27 contre 16 (UDC et PLR) et deux
abstentions. 55

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national s'est penché le 19 mars sur la modification de la loi sur les
allocations familiales (LAFam). Dans son message du 30 novembre 2018, le Conseil
fédéral expose les changements prévus: le versement de l'allocation de formation dès le
début de la formation, des allocations familiales pour les mères seules au chômage ainsi
que la création d'une base légale pour les aides financières allouées aux organisations
familiales par la Confédération. 
Concernant les allocations de formation, deux propositions ont été faites: le PS, les
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Verts et une partie du PDC souhaitaient que l'allocation de formation puisse être versée
dès l'âge de 14 ans, en raison des âges variés auxquels les jeunes commencent une
formation post-obligatoire, plus coûteuse que la scolarité obligatoire. Cette première
proposition n'a recueilli que 68 voix contre 118. La seconde, qui visait à étendre le
versement des allocations jusqu'à l'âge de 29 ans, a obtenu encore moins de succès,
puisque la gauche, sans l'appui du PDC, n'a pu récolter que 53 voix contre 134. Les
parlementaires ont accepté sans débat la mesure permettant aux mères célibataires au
chômage de toucher les allocations familiales, même durant la période où elles
touchent une allocation de maternité. Une minorité rose-verte a souhaité rendre
contraignante la base légale pour les aides financières. Le reste du Parlement s'y est
opposé, le texte définitif reste donc comme le proposait le Conseil fédéral: «La
Confédération peut octroyer» (et non octroie). Le projet, en définitive tel que formulé
par le Conseil fédéral, a été adopté à l'unanimité lors du vote final. 56

En septembre 2019, le Conseil des Etats a adopté le projet de modification de la loi
sur les allocations familiales, à l'unanimité. Puis, lors du vote final au Conseil national,
seul le député Erich Hess s'y est opposé. Le vote final au Conseil des États n'a été
qu'une formalité, puisqu'il a voté encore une fois à l'unanimité, sur le projet accepté
quelques jours avant. Les mères au chômage auront ainsi droit aux allocations familiales
même si le père n'a pas reconnu l'enfant ou si elles touchent une allocation de
maternité. Les allocations pour jeunes en formation seront en outre versées plus tôt. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Für die Verwirklichung der Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern ist die
Lösung des Problems der Kinderbetreuung von zentraler Bedeutung. In einem Bericht
dokumentierte die Eidg. Kommission für Frauenfragen den Mangel an Krippen-, Hort-
und anderen Betreuungsplätzen und appellierte an die Mitverantwortung von Staat und
Gesellschaft bei der Kindererziehung, die nicht als "privates Hobby" allein an die
Familie — und vorab an die Mütter — delegiert werden dürfe. Mit diesem Bericht liegen
erstmals aussagekräftige Daten zur familienexternen Kinderbetreuung in der Schweiz
vor, welche die grosse Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage aufzeigen: In den
Kantonen der Deutschschweiz stehen den rund 320 000 Kindern erwerbstätiger Mütter
bloss zwischen 12 000 und 15 000 Betreuungsplätze zur Verfügung. Die Kommission
forderte deshalb generell die Anerkennung der familienexternen Kinderbetreuung als
öffentliche Aufgabe. Für die Betreuung von Kleinkindern verlangte sie neben einer
Mutterschaftsversicherung auch einen finanzierten Elternurlaub. Der öffentliche
Kindergarten — mit Blockzeiten und Mittagsverpflegung — soll Kinder schon ab drei
Jahren aufnehmen. Auch für die Schule postulierte die Kommission Blockzeiten und
Mittagstische, dazu den Aufbau von Tagesschulen und die Harmonisierung von
Schulbeginn und Schulschluss für alle Stufen. 58

BERICHT
DATUM: 05.11.1992
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Berichtsjahr verstärkte sich der öffentliche Druck zur Schaffung von
Tagesstrukturen an den Schulen: Nicht nur wurden auf kommunaler, kantonaler und
nationaler Ebene zahlreiche politische Vorstösse eingereicht, im Sommer forderte auch
der Schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerverband (LCH) alle Kantone und
Gemeinden auf, für Schülerinnen und Schüler Tagesschulen anzubieten. LCH schätzte
die Kosten auf 500 Fr. pro Schüler und Monat. Kurz darauf präsentierte Avenir Suisse
ein rund 160-seitiges „Einmaleins der Tagesschule“, das den zuständigen Behörden
konkrete Hilfe bei der Einrichtung kommunaler Tagesschulen auf freiwilliger Basis
geben will und das an die Schulbehörden aller Gemeinden verschickt werden soll. Der
Leitfaden zeigt praxisnah und mit den nötigen Hinweisen auf die politischen und
finanziellen Fallgruben auf, wie Gemeindeschulen etappenweise in funktionsfähige
Tagesschulen umgewandelt werden können. In der Herbstsession reichte eine breite
Koalition von Nationalrätinnen aus allen grossen Parteien fünf parlamentarische
Initiativen ein, die einen Verfassungsartikel für Tagesschulen verlangen (Pa.Iv. 05.429;
Pa.Iv. 05.430; Pa.Iv. 05.431; Pa.Iv. 05.432; Pa.Iv. 05.440). 59
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Im Jahr 2006 gaben die Kommissionen für Wirtschaft, Bildung und Kultur beider Räte
fünf parlamentarischen Initiativen von Nationalrätinnen unterschiedlichster politischer
Couleur Folge. Diese wollten in der Bundesverfassung verankern, dass die Kantone und
Gemeinden für ein bedarfsgerechtes ausserfamiliäres Kinderbetreuungsangebot bis
zum Ende der obligatorischen Schulzeit zu sorgen haben, wobei sie der Bund
unterstützen könnte. Während die Initiativen der Nationalrätinnen Christine Egerszegi-
Obrist (fdp, AG; Pa.Iv. 05.429), Ruth Genner (gp, ZH; Pa.Iv. 05.430), Jacqueline Fehr (sp,
ZH; Pa.Iv. 05.431) und Ursula Haller (svp, BE; Pa.Iv. 05.440) auch ein vorschulisches
Betreuungsangebot im Auge hatten, beschränkte sich die parlamentarische Initiative
von Kathy Riklin (cvp, ZH; Pa.Iv. 05.432) auf die schulergänzende Betreuung. 
Den Beschluss auf Folgegeben der sogenannten Tagesschul-Initiativen fasste die WBK-
NR mit 20 zu 5 Stimmen, die WBK-SR gar einstimmig. In ihrer Medienmitteilung betonte
die WBK-NR: «Es ist auch nicht mangelnde Eigenverantwortung, welche solche
Einrichtungen notwendig macht, sondern die Einsicht, dass diese Investitionen
volkswirtschaftlich interessant und gesellschaftspolitisch notwendig sind.» 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.06.2006
MARLÈNE GERBER

Zwei Jahre nachdem die beiden Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur
den fünf Tagesschul-Initiativen noch enthusiastisch Folge gegeben hatten, beantragte
die WBK-NR im August 2008 mit 14 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) deren Abschreibung.
Mit Inkrafttreten des unterdessen verabschiedeten HarmoS-Konkordats seien die Ziele
der parlamentarischen Initiativen erreicht worden. Eine Umsetzung des Anliegens in
Form einer Verfassungsänderung – wie von den Initiativen verlangt – würde durch die
dadurch notwendig werdende Volksabstimmung gefährdet, so die Kommission in ihrer
Medienmitteilung. Eine Minderheit der zuständigen Subkommission bemängelte
hingegen, dass der vorschulische Bereich mit dieser Lösung ausgeklammert bleibe.
Diesbezüglich bekräftigte die Kommission ihren Willen durch den Hinweis, dass sie die
SODK dazu anregen möchte, eine entsprechende interkantonale Regelung für den
Vorschulbereich zu prüfen. Zusätzlich lancierte die WBK-NR eine Motion zur
Verlängerung der Anschubfinanzierung für die Förderung familienexterner
Betreuungsplätze (Mo. 08.3449). In der Frühjahrssession 2009 kam der Nationalrat dem
Antrag seiner Kommission nach und schrieb die fünf parlamentarischen Initiativen ab. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2009
MARLÈNE GERBER

Mittels der parlamentarischen Initiative «Anstossfinanzierung für Tagesschulen zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit Unterstützungsfokus auf
regional angepasste Modelle inklusive Ferienlösungen» forderte die BDP-Fraktion,
dass die nötigen gesetzlichen Grundlagen ausgearbeitet würden, damit der Bund die
Gemeinden bei der Einrichtung von Tagesschulen finanziell unterstützen könne. Diese
Anschubfinanzierung sei notwendig, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter
zu fördern.
Die WBK-NR gab der Initiative im August 2015 Folge. Dem Bund stünden zwar die
nötigen Mittel zur Verfügung, um die Schaffung von Betreuungsplätzen in solchen
Strukturen finanziell zu unterstützen. Faktisch seien bislang jedoch vor allem
Betreuungsplätze in Kindertagesstätten und in den schulergänzenden Strukturen
geschaffen worden, so die Kommission. Die Mehrheit der WBK-NR unterstützte deshalb
das Anliegen der BDP und wollte den Bundesrat in seinen Bestrebungen, die
familienergänzende Kinderbetreuung zu verbessern, unterstützen. Die
Kommissionsminderheit erachtete die Initiative aufgrund der bereits bestehenden
Fördermöglichkeiten als überflüssig. 
Die WBK-SR gab der Initiative im November 2016 keine Folge.
Im März 2017 beugte sich die WBK-NR erneut über das Geschäft. In Anbetracht der
Tatsache, dass sie in derselben Woche circa CHF 100 Mio. als weitere
Anschubfinanzierung für familienergänzende Kinderbetreuung gutgeheissen hatte, war
der Enthusiasmus für die finanzielle Unterstützung für Tagesschulen etwas abgeflacht.
Die Mehrheit der Kommission wie auch des Nationalrats war nun der Ansicht, dass sich
der Bund bereits stark für die Schaffung von familienergänzenden Betreuungsplätzen
engagiert habe, und sah hierzu keinen weiteren Handlungsbedarf, zumal die
Tagesschulen sowieso in kantonaler Hoheit lägen, wie Christian Wasserfallen (fdp, BE)
im Plenum betonte. Der Nationalrat lehnte die parlamentarische Initiative in der Folge
mit 106 zu 61 Stimmen bei 6 Enthaltungen deutlich ab. 62

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An einer vorwiegend von Frauen besuchten Tagung in Solothurn präsentierten die
Freisinnigen eine Petition zur Einführung von familienunterstützenden
Tagesstrukturen bei der Kinderbetreuung: Tagesschulen und ganztägige
Betreuungsangebote seien zu fördern. Die Musterpetition orientiert sich inhaltlich am
sogenannten Tessiner Modell und soll in den Kantonsparlamenten eingereicht werden.
Für Vizepräsidentin Marianne Kleiner ist die Forderung nach Betreuungsangeboten
primär ein wirtschaftliches Argument: Die FDP sei weder gewillt, das wirtschaftliche
Potential von Frauen, die Kinder betreuen, brach liegen zu lassen, noch den Verzicht
vieler karrierebewusster Frauen auf eigene Kinder hinzunehmen. Die Finanzierung blieb
an der Tagung jedoch umstritten. An derselben Tagung wurde auch eine Resolution der
Aargauer Nationalrätin Christine Egerszegi verabschiedet, die vom Ständerat verlangt,
einer Fristenlösung nicht länger im Weg zu stehen. 64

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Auf der Delegiertenversammlung der CVP im Januar in Näfels (GL) stellten Bundesrat
Joseph Deiss und Parteipräsidentin Doris Leuthard die Resolution „Mehr Innovation für
Markterfolg und Wachstum“ vor. Zu den konkreten Vorschlägen der Resolution zählen
die Senkung und Vereinheitlichung des Einschulungsalters, die Förderung von
Tagesschulen und die Einführung von Blockzeiten. Unter Innovation soll vor allem eine
gezielte Förderung ganz bestimmter Wirtschaftsbereiche verstanden werden,
namentlich die Medizintechnologie, die Nanotechnologie und Materialforschung sowie
Finanz- und Kommunikationswissenschaften und Informatik. Die Delegierten nahmen
die Resolution einstimmig an. Daneben fassten sie mit 202:7 Stimmen die Nein-Parole
zur linken Kosa-Initiative und unterstützen ohne Gegenstimme den Bildungsartikel. 65
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Am „Zukunftsgipfel“ in Locarno forderte die SP die flächendeckende Einführung von
Ganztagesschulen und die Bildung eines Fonds für familienergänzende
Betreuungsangebote durch Bund, Kantone und Gemeinden. Sie stellte ein
Kinderbetreuungsmodell vor, welches innerhalb von 30 Jahren die Betreuung von 90%
aller Kinder an vier Wochentagen durch familienexterne Einrichtungen garantieren
würde. Die Kosten für die Umsetzung dieses Modells lägen bei 4,4 Mia Fr. pro Jahr. Für
einen Drittel der Kosten müssten die Eltern aufkommen, zwei Drittel würden über
Betreuungsgutscheine von Gemeinden, Kantonen, Bund und Unternehmen finanziert.
Auch bildungspolitische Forderungen fanden in ein 10-Punkte-Programm
„Chancengleichheit für alle“ Eingang: Verlangt wurden unter anderem die
Harmonisierung des Stipendienwesens verbunden mit der Einführung von
Mindeststandards, ein Ausbau des Lehrstellenangebots und eine jährliche Steigerung
des Rahmenkredits für Bildung, Forschung und Innovation um 10% von 2008 bis 2011.
Die Delegierten unterstützten zudem die Lancierung der Klimainitiative gemeinsam mit
den Grünen und verschiedenen Umweltorganisationen und entschieden sich, das
Referendum gegen die Unternehmenssteuerreform II zu ergreifen. 66
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An ihrer Delegiertenversammlung in Winterthur am 31. März befasste sich die FDP mit
dem letzten ihrer vier Projekte für eine erfolgreiche Schweiz. Sie beschloss ein
Positionspapier „für eine gerechte Schweiz“. Dieses war in drei Abschnitte unterteilt,
die Vorschläge für mehr Chancengleichheit für Junge, Frauen und ältere Menschen
enthielten. Was die Verbesserung der Chancengleichheit der Jungen betrifft, wurden
folgende Forderungen aufgenommen: Umfassende Förderung durch
familienergänzende Kinderbetreuung, Ganztagesstrukturen an Schulen und frühere
Einschulung. Die FDP strebte zudem eine formelle Harmonisierung des
Stipendienwesens und Ausbildungsdarlehen mit einer Leistungskomponente an.
Wichtige Forderungen im Kapitel zur Gleichstellung der Frauen waren der Ausbau von
familienergänzenden Betreuungsmöglichkeiten sowie die Einführung von
Betreuungsgutscheinen für Eltern anstelle der Subventionierung von
Betreuungseinrichtungen. Die Berechtigung zu einem Betreuungsgutschein wurde an
die Erwerbstätigkeit beider Eltern gekoppelt. Das Gutschein-Modell sei zunächst in
Pilotprojekten zu testen, entschieden die Delegierten. Das Positionspapier enthielt
zudem die Forderung, dass negative steuerliche Anreize, die Frauen von der Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit abhielten, beseitigt werden sollten. Was die Chancengleichheit
von älteren Menschen betrifft, forderte die FDP ein flexibleres System für den Austritt
aus dem Erwerbsleben. Das Pensionierungsalter soll demnach keine fixe Grenze mehr
sein, sondern nur einen Richtwert darstellen. Wer sich früher als mit 65 pensionieren
lässt, würde nur eine Teilrente erhalten, wer erst später aus dem Erwerbsleben austritt,
dagegen eine Zusatzrente bekommen. Im Weiteren sprach sich die FDP einstimmig bei
zwei Enthaltungen für die 5. IV-Revision aus. 67
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Liberale Parteien

An einer Delegiertenversammlung in Neuenburg im April diskutierte die LP ihre
Wahlplattform. Sie forderte darin unter anderem mehr private Krippenplätze, den Bau
eines neuen Kernkraftwerkes und die Abschaffung der direkten Bundessteuer. 68
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